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— „Es gibt keine Befreiung der Menschheit ohne 
die soziale Unabhängigkeit und Gleichstellung 
der Geschlechter“. 

Dieses Diktum stammt nicht aus einem feministischen 
Blog einer US-amerikanischen Onlinezeitschrift, sondern 
von dem deutschen sozialistischen Politiker, Schriftsteller 
und Redner August Bebel (1840–1913). Auch ist sein 
Gedanke, dass nur Gleichstellung die Freiheit demokra-
tischer Gesellschaften herstellen und festigen kann, kein 
Menetekel der extremen Ereignisse des 20. Jahrhun-
derts, sondern hoch aktuell: In Zeiten besorgniserregen-
der Zustimmungswerte zur rechtspopulistischen Partei-
familie in Europa, die zentrale Errungenschaften auf 
dem Weg zu mehr Geschlechtergerechtigkeit und 
Gleichstellung in der Politik, in der Arbeitswelt und in 
der Gesellschaft zurücknehmen wollen, ist die Frage  
der demokratischen Repräsentanz, die Frage, wer die 
Bürger:innen in den demokratischen Parlamenten ver-
tritt, alles andere als banal und aufschiebbar. Für die 
deutsche Situation untermauern das deutlich die Befun-
de von Andreas Zick, Beate Küpper und Nico Mokros in 

Parität in den Parlamenten ist ein 
zentrales demokratisches Anliegen 
im Jahrzehnt der Gleichstellung

ihrer neuen Studie „Die distanzierte Mitte. Rechts-
extreme und demokratiegefährdende Einstellun-
gen in Deutschland 2022/23“.

https://www.fes.de/referat-demokratie-gesellschaft-
und-innovation/gegen-rechtsextremismus/mitte-stu-
die-2023

Diese Ausgangslage und der erstmalige deutliche Rück-
gang des Frauenanteils ausgerechnet in der Legislatur-
periode (2017–2021), in die auch die Feierlichkeiten zu 
100 Jahren Frauenwahlrecht fielen, setzte eine Dynamik 
in Gang: Vielen schien die Schlussfolgerung offensicht-
lich, es brauche verpflichtende Regeln für die Listen aller 
Parteien, um endlich die Parität im Parlament zu errei-
chen. Als Referenzfall herangezogen wird hier meist  
das französische Paritätsgesetz von 2000. Es schreibt  
tatsächlich für die Verhältniswahlen auf europäischer 
und kommunaler Ebene eine paritätische Besetzung der 
Listen mit Männern und Frauen vor. Dabei öffnet das 
Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland einer Re-
gel zur paritätischen Besetzung der deutschen Parla-
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mente eigentlich Tor und Tür: im Artikel 3 des Grund-
gesetzes (Art. 3 II 2 GG) ist geregelt, dass der Staat die 
tatsächliche Durchsetzung der Gleichstellung von Frau-
en und Männern fördert und auf die Beseitigung be-
stehender Nachteile hinwirkt. Für viele Jurist:innen und 
Politiker:innen ergibt sich hieraus die Verpflichtung des 
Gesetzgebers, für eine Erhöhung des Frauenanteils in 
den Parlamenten zu sorgen. Seit einigen Jahren errei-
chen erste Klagen die Verfassungsgerichte – jedoch 
ohne Erfolg. 

Die Herstellung von Parität in den bundesrepublikani-
schen Parlamenten steckt seitdem in einer Sackgasse. 
Das wirft Fragen auf: Was ist historisch und verfassungs-
rechtlich das deutsche Spezifikum, das zu einer Zurück-
weisung von normativen Regelungen führt? Welche 
Rechtsauffassungen dominieren derzeit im juristischen 
Diskurs und welche Haltungen sind in den deutschen 
Parlamenten selbst zu finden? Welchen gesellschaftli-
chen und politischen Benefit erbringt eine Paritätsge-
setzgebung, welche Good-Practice-Beispiele sind in an-
deren Ländern zu finden? Wie kann der drängende 
politische Bedarf, Geschlechtergerechtigkeit in den Par-
lamenten herzustellen, in den politischen und rechtli-
chen Arenen wirkungsvoll weiterbearbeitet werden?

Das FES-Landesbüro Berlin geht diesen Fragen bereits 
seit mehreren Jahren nach. Anlässlich der Wiederho-
lungswahl 2023 legten Lisa Hempe, Nora Langenbacher 
und Helga Lukoschat in der Studie „Frauen MACHT 
Berlin“ aktuelle Zahlen und neue Analysen für das Bun-
desland Berlin vor. 

https://www.fes.de/landesbuero-berlin/frauen-macht-
berlin-politische-teilhabe-von-frauen-in-berlin-2023

Jetzt hat die Friedrich-Ebert-Stiftung die Rechtsprofes-
sorin Silke Laskowski gebeten, in einem Rechtsgutach-
ten den rechtlichen Abwägungsprozess zu erläutern, 
die politische Bedeutung der Zurückweisung von Pari-
tätsgesetzen in deutschen Verfassungsgerichten her-
auszuarbeiten und Empfehlungen für die Herstellung 
von Geschlechtergerechtigkeit und Parität auf den Ebe-
nen der Verfassung, des Wahlrechts und der Parlamen-
te abzugeben. Als erfahrene Gutachterin und Klägerin 
im juristischen Ringen um ein Paritätsgesetz erklärt  
Silke Laskowski, warum der Gesetzgeber auf Grundlage 
von Art. 3 II 1 und 2 GG handeln muss und warum dies 
jetzt das Gebot der Stunde ist. Sie untersucht sachver-
ständig, in welchem Kontext die juristischen Bedenken 
gegenüber Paritätsregelungen jeweils erwachsen, führt 

starke Argumente ins Feld, die diese Bedenken zer-
streuen und ermutigt den Gesetzgeber, mit der anste-
henden Wahlrechtsreform auch die Parität gesetzlich zu 
verankern, um sie im Parlament herzustellen.

Wächter der 
Ungleichheit? 
Verfassungsrechtliche 
Diskussionen über 
wahlrechtliche Paritäts-
gesetze

Silke Laskowski

Zusammenfassung und Empfehlungen

— Eine paritätische Änderung des Wahlrechts des Bun-
des (und der Länder) ist in Deutschland in verfassungs-
konformer Weise möglich und zudem geboten. 

— Paritätsregelungen verfolgen das verfassungsrecht-
lich legitimierte Ziel,  
•�	� Kandidatinnen vor struktureller Benachteiligung in 

parteiinternen Nominierungsverfahren zu schützen 
und ihren verfassungsrechtlichen Anspruch auf Chan-
cengleichheit gem. Art. 38 Abs. 1, Art. 3 Abs. 2 GG 
durchzusetzen und zu sichern sowie 

•�	� den verfassungsrechtlichen Anspruch der wahlbe-
rechtigten Bürgerinnen auf gleichberechtigte demo-
kratische Teilhabe und effektive Einflussnahme mit-
hilfe von Bundestagswahlen durchzusetzen und zu 
sichern gem. Art. 20 Abs. 1, Abs. 2, Art. 38 Abs. 1, 
Art. 3 Abs. 2 GG.Paritätische Regelungen erfüllen 
den staatlichen Auftrag zur Verwirklichung der 
Gleichberechtigung in der Demokratie im Bereich des 
Wahlrechts, Art. 3 Abs. 2 S. 1, S. 2 GG, eine primär 
dem Gesetzgeber zufallende Aufgabe.

— Die Paritäts-Rechtsprechung der Landesverfassungs-
gerichte und des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) 
steht paritätischen Wahlgesetzen auf Bundes- und Lan-
desebene nicht entgegen. Die Bundesländer sind an die 
Rechtsprechung der Verfassungsgerichte anderer Bun-
desländer nicht gebunden, der Bundesgesetzgeber 
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ebenfalls nicht. Das BVerfG hat in seinem Beschluss zur 
ersten paritätischen Wahlprüfbeschwerde 2020 den ver-
fassungsrechtlichen Maßstab für die Beurteilung von 
Paritätsgesetzen deutlich gemacht, der sich aus dem GG 
ergibt; das BVerfG hat aber alle verfassungsrechtlichen 
Fragen offengelassen.

— Paritätische Wahlrechtsregelungen, die eine gleich-
mäßige Zusammensetzung der Parlamente mit Frauen 
und Männern bezwecken, ohne Menschen des dritten 
Geschlechts auszuschließen (BVerfG 2017), stehen mit 
den grundlegenden europäischen Werten gem. Art. 2 
des Vertrages über die Europäische Union (EUV) – De-
mokratieprinzip, Gleichheit von Frauen und Männern, 
Wahrung der Menschenrechte – und der Europäischen 
Menschenrechtskonvention (EMRK) in Einklang. Der Eu-
ropäische Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) hat 
in Judikaten, die das spanische (2011) und das sloweni-
sche (2019) paritätische Wahlrecht betrafen, klargestellt, 
dass Paritätsgesetze mit der EMRK in Einklang stehen 
und ein Instrument zur Sicherung der demokratischen 
Legitimation von Parlamentswahlen darstellen.

— Das europäische Demokratieprinzip liegt dem Ver-
ordnungs-Entwurf des Europäischen Parlaments vom 
3.5.2022 für ein einheitliches europäisches Wahlrecht für 
die Wahl des Europäischen Parlaments zugrunde, das 
neben transnationalen Listen und einem abgesenkten 
Wahlalter insbesondere Maßnahmen zur Gleichberechti-
gung der Geschlechter vorsieht, d.h. die Einführung ei-
nes Reißverschlusssystems (hälftig alternierend Frauen 
und Männer) oder Quoten bei der Nominierung der 
Wahlvorschlagslisten der politischen Parteien in der Euro-
päischen Union (EU). Die Implementierung eines Wahl-
systems zur Gleichstellung der Geschlechter unter Be-
rücksichtigung der Rechte nicht binärer Personen wird in 
Art. 10 Abs. 1 des Entwurfs genannt. Die Gleichstellung 
der Geschlechter ist ein Bestandteil des Demokratieprin-
zips im Sinne des (i. S. d.) Verordnung-Entwurfs.

— Der Bundesgesetzgeber und die Landesgesetzgeber 
dürfen im Rahmen ihrer Gesetzgebungskompetenzen 
und damit verbundenen Gestaltungsspielräume paritäti-
sche Regelungen erlassen. Die Grenzen des jeweiligen 
Gestaltungsspielraums werden nicht überschritten. Die 
Wertordnung des GG und der Landesverfassungen, ins-
besondere die Wahlrechtsgrundsätze (Art. 28 Abs. 1, 
Art. 38 Abs. 1 GG), die Rechte der Parteien (Art. 21 Abs. 
1 GG) und das Grundrecht und Gebot der Gleichberech-
tigung (Art. 3 Abs. 2 GG) sowie der Verhältnismäßig-
keitsgrundsatz, werden beachtet und gewahrt. Das GG 

einschließlich Art. 3 Abs. 2 GG gibt den zu beachtenden 
Maßstab vor; es gilt in allen Bundesländern und bindet 
alle Staatsgewalten, Art. 20 Abs. 3, Art. 1 Abs. 3 GG.

— Dem Gesetzgeber stehen unterschiedliche Rege-
lungsoptionen zur Verfügung, z. B.: 
a) �Bund: Wahlgesetzliche Regelungen, die die Parteien 

zu einer paritätischen Nominierung von Wahlvor-
schlagslisten und Direktkandidaturen für Bundestags-
wahlen verpflichten.

b) �Länder: Wahlgesetzliche Regelungen, die die Parteien 
zu einer paritätischen Nominierung von Wahlvor-
schlagslisten und Direktkandidaturen für Landtags-
wahlen (Kommunalwahlen) verpflichten. 

c) �Bund und Länder: Als Alternative zu gesetzlichen No-
minierungspflichten (oder in Kombination) kommt 
eine neue wahlrechtliche Regelung zur paritätsabhän-
gigen Mandatszuteilung in Betracht, die in der Wahl-
rechtskommission des Deutschen Bundestages von 
Laskowski/Ferner (Kommissions-Drucksache 61 
(Komm.-Drs.) vom 30.1.2023) vorgestellt wurde. Sie 
lehnt sich an die neue „zweitstimmenabhängige 
Mandatszuteilung“ in § 6 Abs. 1, Abs. 4 Bundeswahl-
gesetz (BWahlG) an, die der Deutsche Bundestag am 
17.3.2023 im Rahmen der Wahlrechtsreform (§ 55 
BWahlG) trotz Unklarheit über die verfassungsrechtli-
che Zulässigkeit beschlossen hat. Eine ergänzende pa-
ritätische Regelung, etwa eine „paritätsabhängige 
Mandatszuteilungsregelung“, fehlt jedoch noch. 

— Es wird empfohlen, eine neue paritätsabhängige 
Mandatszuteilungsregelung in die geltenden Wahl-
gesetze aufzunehmen. Verpflichtende Regelungen zur 
paritätischen Nominierung für politische Parteien kön-
nen bei einer paritätsabhängigen Mandatszuteilung 
entfallen: 
a) �Gesetzliche Nominierungsverpflichtungen der politi-

schen Parteien wären unnötig. Die Parteienrechte, 
Art. 21 Abs. 1 GG, wären durch eine paritätsabhängi-
ge Mandatszuteilungsregelung nicht direkt betroffen, 
sondern allenfalls mittelbar tangiert. Daher lässt sich 
in paritätsabhängigen Mandatszuteilungsregelungen 
im Vergleich zu gesetzlichen Nominierungspflichten-
der Parteien ein „milderes Mittel“ sehen, das in jedem 
Fall verhältnismäßig ist. Der Vorwurf, Paritätsgesetze 
führten zu starken Eingriffen in die Parteienrechte, 
wäre dann gegenstandslos.

b) �Paritätsbezogene Mandatszuteilungsregelungen wä-
ren im Vergleich zu der neuen Mandatszuteilungsre-
gel in § 6 BWahlG, wonach Direktmandate nur noch 
dann zugeteilt werden, wenn sie zweitstimmenge-
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deckt sind, mit keinen vergleichbaren Eingriffen ver-
bunden. Denn alle zweitstimmengedeckten Direkt- 
und Listenmandate würden paritätsabhängig 
zugeteilt werden, soweit ausreichend Männer und 
Frauen auf den Landeslisten nominiert wären. Die Zu-
teilungsregelung bezieht sich nur auf die nach der 
Wahl erfolgende Sitzzuteilung, nicht aber auf die zu-
vor stattfindende Aufstellung und Wahl der Bewerber 
und Bewerberinnen. Gerade auch deshalb hat der 
Bayerische Verfassungsgerichtshof (BayVerfGH) 1950 
die Sitzzuteilungsregelung in Art. 14 Abs. 4 Verfas-
sung des Freistaates Bayern (BayVerf) (in Verbindung 
mit (i. V. m.) der Fünfprozent-Sperrklausel) als verfas-
sungsgemäß angesehen.1  Anders als § 6 BWahlG 
und Art. 14 Abs. 4 BayVerf schließt eine paritätsab-
hängige Sitzzuteilungsregelung „gewonnene“ Man-
date nicht wie die Zweitstimmendeckung in § 6 
BWahlG oder die Fünfprozent-Sperrklausel in Art. 14 
Abs. 4 BayVerf von der Zuteilung aus, sondern formu-
liert für alle zuteilungsfähigen zweitstimmengedeck-
ten Sitze lediglich einen neuen Zuteilungsmodus, auf 
dessen Wirkung allein die Parteien – durch eine ent-
sprechende Nominierung vor der Wahl – selbst Ein-
fluss nehmen können. 

c) �Zudem eröffnet die paritätsabhängige Sitzzuteilungs-
regelung eine neue verfassungsrechtliche Diskussion.2 
Denn die bislang an Paritätsgesetzen (Thüringen, 
Brandenburg) geübte verfassungsrechtliche Kritik – 
die sich auf gesetzliche Vorgaben zur paritätischen 
Nominierung von Wahlvorschlagslisten beschränkt 
und vor allem die Parteienrechte (Art. 21 Abs. 1 GG) 
in Gefahr sieht –, ist nicht auf das neue Regelungs-
modell der paritätsabhängigen Sitzzuteilung (Man-
datszuteilung) übertragbar. Im Übrigen ist die Kritik 
nach der hier vertretenen Auffassung unberechtigt.

— Eine Ergänzung des GG (der Landesverfassungen)  
um eine Regelung, die sich ausdrücklich auf „den glei-
chen Zugang von Frauen und Männern zu den Wahl-
mandaten und -ämtern“ bezieht – wie in der französi-
schen Verfassung –, ist verfassungsrechtlich nicht nötig, 
könnte aber der Klarstellung dienen. Bereits der bundes-
weit direkt geltende Art. 3 Abs. 2 S. 1 GG („Männer 
und Frauen sind gleichberechtigt“) enthält seit 1949 ein 

auf alle Rechts- und Lebensbereiche bezogenes Gleich-
stellungsgrundrecht sowie ein damit verbundenes 
Gleichstellungs(grundrechts)verwirklichungsgebot. Es 
schließt den Bereich der Politik und des Wahlrechts ein 
und richtet sich vor allem an den Gesetzgeber. Dies ist 
den historischen Materialien zu Art. 3 Abs. 2 GG (Proto-
koll Hauptausschuss des Parlamentarischen Rats vom 
18.1.1949) klar zu entnehmen. Das BVerfG hat die histo-
rischen Grundlagen des Art. 3 Abs. 2 S. 1 GG bereits mit 
der ersten Gleichberechtigungsentscheidung 19533 be-
stätigt und geklärt, dass Art. 3 Abs. 2 S. 1 GG unmittel-
bar im ganzen Bundesgebiet gilt. Seit 1994 ist das in 
Art. 3 Abs. 2 S. 1 GG enthaltene Verwirklichungsgebot 
nun ausdrücklich in Art. 3 Abs. 2 S. 2 GG geregelt und 
sichtbar (Förder- und Durchsetzungsgebot, deklarato-
risch); entsprechende Regelungen finden sich auch in 
den Landesverfassungen, z. B. Art. 118 Abs. 2 BayVerf. 
Im Übrigen gilt die deutsche Bundesverfassung ein-
schließlich Art. 3 Abs. 2 GG bundesweit in allen Bundes-
ländern, Art. 20 Abs. 3, Art. 1 Abs. 3 GG. 

https://dietz-verlag.de/isbn/9783801206734/Waechter-
der-Ungleichheit-Verfassungsrechtliche-Diskussionen-
ueber-wahlrechtliche-Paritaetsgesetze-Ein-Rechtsgut-
achten-Silke-Ruth-Laskowski

Prof. Dr. jur. habil Silke Ruth Laskowski, geb. 1965, 
ist promovierte und habilitierte Volljuristin (1. Juristi-
sches Staatsexamen und 2. Juristisches Staatsexamen), 
seit 2009 Professorin für Öffentliches Recht, Völker- 
und Europarecht an der Universität Kassel, von 2021 bis 
2023 Sachverständige und Mitglied der Wahlrechtsre-
formkommission des Deutschen Bundestages.

Dr. Stefanie Elies, Referatsleiterin,  
Prof. Dr. Ursula Bitzegeio
Fachstelle Geschlechtergerechtigkeit und Gender; 
Referat Demokratie, Gesellschaft & Innovation,  
Abteilung Politische Bildung und Dialog der FES

1 	� BayVerfGHE 3, 115, 126; Meder/Brechmann-Wollenschläger,  

Die Verfassung des Freistaates Bayern, 6. Aufl. 2020, Art. 14 Rn. 93f.

2 �	� Vgl. Laskowski/Ferner, Ergänzungsvorschlag: Hauptstimmen- und 

paritätsabhängige Mandatszuteilung, Wahlrechtskommission des 

Deutschen Bundestages, Kommissionsdrucksache 20(31)061 vom 

30.1.2023.

3	  BVerfGE 3, 225, 238.
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